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STEUERPOLITIK

Öko-soziale Steuerreform: Ein Ausweg aus der 
Beschäftigungs- und Umweltkrise?
Klaus Gretschmann, Helmut Voelzkow, Köln/Bielefeld

/

In der wirtschaftspolitischen Diskussion erscheint neuerdings verstärkt der Vorschlag, die bislang haupt­
sächlich iohnbezogene Finanzierung des Steuer- und Sozialstaats schrittweise durch eine umweltbezo­
gene Finanzierung zu ersetzen. Kann eine teilweise Substitution der Einkommensteuer und der Sozialabga­
ben durch Steuern auf Rohstoffe oder Emissionen zur Bewältigung der bestehenden Finanz-, Umwelt- und 
Beschäftigungsprobleme beitragen?

Die Vorschläge für einen Umbau des Steuersystems 
häufen sich'. Auch Bestrebungen, die Steuerpolitik 

-  oder zumindest einzelne abgabepolitische Instru­
mente -  auf ökologische Ziele auszurichten, sind nicht 
neu; Abgaben im Dienste der Umweltpolitik sind hinrei­
chend diskutiert^. Entgegen einem in Wissenschaft und 
Öffentlichkeit weitverbreiteten fiskalischen Abgaben­
skeptizismus® werden heute in vielen Bereichen der Po­
litik den Steuern Lenkungsaufgaben zugeschrieben, 
mehr noch, es scheint sogar eine „Renaissance der 
nicht-fiskalischen Steuerzwecke" Platz zu greifen. Dies 
gilt trotz oder vielleicht auch gerade wegen einer Ent­
wicklung, in deren Rahmen die Optimalsteuertheorie 
gezeigt hat, daß eine jeweils fiskalisch begründete 
„übermäßige Höhe“ der Steuerlast durch Substitutions­
effekte auf seiten der Zensiten unbeabsichtigte Fehllen­
kungseffekte und in deren Folge auch kontraproduktive 
Aufkommenseffekte bewirkt^'.

Eine Ernüchterung gegenüber der unbeschränkten 
fiskalischen Leistungsfähigkeit einer ausschließlich auf­
kommensbezogenen Steuerpolitik war die Folge. So fin­
den sich in der jüngeren Vergangenheit in der öffentli­
chen Diskussion verstärkt Vorschläge, die -  durchaus 
im Zusammenspiel mit Aufkommensinteressen -  auf 
die allokative Lenkungseffizienz von Steuern setzen. 
Solche Vorschläge zielen, nicht verwunderlich, vor al­
lem auf Regelungsfelder wie Beschäftigungspolitik,

Dr. Klaus Gretschmann, 37, ist Jean-Monnet-Fel- 
low 1985/86 in Florenz sowie wissenschaftlicher 
tMitarbeiter am Seminar für Finanzwissenschaft 
der Universität Köln. Helmut Voelzkow. 28, Dipl.- 
Soziologe. ist ¡Mitarbeiter an der Fakultät für Sozio­
logie der Universität Bielefeld.

Umweltpolitik und Sozialpolitik, die seit geraumer Zeit 
die Sorgenkinder der Politik sind.

Interessant erscheint in diesem Zusammenhang ein 
neuerdings in der wirtschaftspolitischen Diskussion von 
verschiedenen Seiten lancierter Vorschlag^ -  pauschal 
als „Ressourcensteuer“ tituliert - ,  der vorsieht, Teile der 
Einkommensteuer, aber auch der Sozialabgaben durch 
eine Steuer auf Rohstoffe und/oder Emissionen zu er­
setzen. Absicht dieses Vorschlags ist es, Schaltungsfeh­
ler des Steuersystems® zu beseitigen. Dazu gilt es, der 
Verteuerung des Produktionsfaktors Arbeit durch Steu­
ern und den damit verbundenen negativen Leistungs­
und Einstellungsanreizen entgegenzuwirken. Dies wird 
gekoppelt mit einer ökologischen Zielsetzung: Schad­
stoffemissionen sollen ebenso wie die Inputs an knap-

' Vgl. dazu als markante Punkte der Diskussion exemplarisch K. H. 
H a n s m e y e r :  Umbau des Steuersystems, Berlin 1979: W. E n ­
g e l s  u. a.: Bürgersteuer -  Entwurf einer Neuordnung von direkten 
Steuern und Sozialleistungen, Bad Homburg 1986.

‘ So etwa in D, E w r i n g m a n n ,  F. J. S c h a f h a u s e n :  Abga­
ben als ökonomische Hebel der Umweltpolitik, Köln 1982.

 ̂ Für den empirischen Beleg siehe K. G r e t s c h m a n n :  Limits ol 
Taxation Empirically Reconsidered, mimeo: European University 
Institute Florence 1986.

Vgl, im IJberblick A. A u e r b a c h :  The Theory of Excess Burden 
and Optimal Taxation, in: A. A u e r b a c h ,  fvl. F e l d s t e i n  
(Hrsg.): Handbook of Public Economics. Amsterdam u. a. 1985. S. 61 ft.: 
sowie weniger technisch A. L i n d b e c k :  Limits to the Welfare State, 
in: Challenge. Jan.;Feb. 1986. S. 31 ff.

Zu finden etwa bei H. C. B i n s w a n g e r  u. a.: Arbeit ohne Umwelt- 
zerstorung. Frankfurt a. M. 1983. S. 268 ff.: J. M ö l l e r .  B. W a i s :  
Ressourcenbesteuerung und Entlastung der Arbeit, in: R. B r u n n  
(Hrsg.): Erwerb und Eigenarbeit. Frankfurt a. M. 1985. S. 109 ff.: Ch. 
L e i p e r t .  U, E. S i m o n i s :  Arbeit und Umwelt. Ansatzpunkte für 
eine integrierte Beschäftigungs- und Umweltpolitik, in: Aus Politik und 
Zeitgeschichte. B 32/1985. Bonn. S. 3 ft.

G. L u t h e r :  Ein Schaltungsfehler unseres Steuerungssystems, in: 
J. H a r m s .  Ch.  L e i p e r t .  P. S o n n t a g  (Hrsg.): Alternative 
Ökonomie und ökonomische Theorie. Frankfurt a. M. 1980. S. 73 ff.
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pen Rohstoffen reduziert werden. Wie soll dies gesche- 
fien, und welche Annahmen trifft das Modell?

Die Arbeitsmarktdiagnose

Eine Ressourcensteuer dieses Typs macht nur Sinn, 
wenn man eine bestimmte Analyse der gegenwärtigen 
Arbeitsmarl<t- und Umweltprobleme zugrunde legt. Die 
Protagonisten dieses Modells interpretieren folglich 
auch die hohe Dauerarbeitslosigkeit als Resultat über­
höhter Preise für den Faktor Arbeit. Dies erstaunt, wenn 
man weiß, daß die Grundidee des Modells von den 
GRÜNEN bzw. der SPD nahestehenden Kreisen ent­
wickelt worden ist. Freilich wird die Preissetzung nicht 
mit Verweis auf eine überzogeneTarifpolitik der Gewerk­
schaften erklärt, sondern primär auf die Belastungen 
des Faktors Arbeit mit Steuern und Sozialabgaben zu­
rückgeführt. Der Staat macht Arbeit so teuer, daß die Ar­
beitsnachfrage sinkt. So ist es einzelwirtschaftlicher Ra­
tionalität entsprechend nicht verwunderlich, daß auf­
grund der Steuer- und Abgabenbelastung derÄrbeit sol­
che Investitionen getätigt werden, die die betrieblichen 
Kosten für Arbeit reduzieren oder den Einsatz des Fak­
tors selbst minimieren (Rationalisierungsinvestitionen).

In der Tat war in den letzten Jahren ein annähernd li­
nearer Anstieg der Nettolöhne und -gehälter von einem 
exponentiellen Wachstum der entsprechenden Brutto­
größen begleitet. Auch hat sich der relative Anteil der 
Lohnsteuer am Gesamtsteueraufkommen in den letz­
ten 20 Jahren mehr als verdoppelt, im Zeitraum 1970 bis 
1984 ist er von 22,7% auf 32,9% angestiegen^ Gleich­
zeitig sind auch die Sozialversicherungsbeiträge zwi­
schen 1960 und 1985 von 24% auf 34% der Bruttoar­
beitsentgelte gestiegen und stellen vielen Analysen zu­
folge ein wesentliches Arbeitsmarkt- und Einstellungs­
hindernis dar.

Derartige Belastungen führen zur Wahrnehmung der 
„exit-Option“ , zum Abwandern von Arbeitnehmern und 
Betrieben in die Schattenwirtschaft®. Könnten nun die 
Lohnsteuer und/oder die Lohnnebenkosten® reduziert 
und durch die Ressourcensteuer ersetzt werden, dann 
könnte damit sowohl eine erhebliche Arbeitsmarktent­
spannung als auch eine Verringerung der schattenwirt­
schaftlichen Aktivität erreicht werden.

 ̂ So Berechnungen der Bundesbank: Die Entwicklung des Steuerauf­
kommens seit Beginn der achtziger Jahre, in: Monatsberichte der Deut­
schen Bundesbank. Juli 1985, S. 25 ff.

® Im Überblick dazu etwa E. L a n g f e I d t : Die Schattenwirtschaft in 
der Bundesrepublik Deutschland. Tübingen 1984; mit Blick auf die im fol­
genden wichtigen Zweige der Sozialversicherung W. S c h m ä h I : 
Soziale Sicherung und Schattenwirtschaft, in: R. H a u s e r  (Hrsg.): 
Sozialpolitik in der Beschäftigungskrise. Berlin 1986. S. 137 ff.

® Zu deren Entwicklung bis zum Anfang der 80er Jahre siehe E. H e m ­
m e r :  Personalzusatzkosten. Köln 1981.

Auch die Finanzierungsprobleme der Rentenversi­
cherung ergeben sich im wesentlichen aus der Ausrich­
tung der Sozialversicherungen auf die Lohnarbeit. Folgt 
man den Befürwortern der Ressourcensteuer, dann ist 
das System der sozialen Sicherung zu eng mit dem Be­
schäftigungssystem verknüpft'®: Nur wer „lohnarbei­
tet“ , zahlt Beiträge und erwirbt Ansprüche. Soweit die 
oben skizzierten, durch Steuern und Sozialabgaben 
„künstlich überhöhten“ Preise für Arbeit zu betrieblichen 
Rationalisierungen führen, in deren Folge es zu Freiset­
zungen kommt, entstehen zirkulär-kumulative Effekte. 
Ungleichgewichtige Steuer- und Sozialabgabenlasten 
induzieren negative Mengeneffekte der Beschäftigung 
mit der Folge einer Verringerung der Summe der Bei­
tragszahlungen und einer Vervielfältigung der Auszah­
lungsansprüche im Sozialversicherungsbereich. Um 
dieser fiskalischen Klemme zu entrinnen, liegt es nahe, 
die Steuer- und Sozialabgabensätze zu erhöhen, frei­
lich unter Inkaufnahme weiterer Freisetzungen. Die Fi­
nanzierung eines Teils der lohnbezogenen Sozialabga­
ben durch eine Ressourcensteuer würde diesem Auto­
matismus tendenziell entgegenwirken.

Steuerungsfehler im Umweltbereich

Ebenso wie die Beschäftigungsprobleme sind auch 
die Umweltprobleme ein Ergebnis falscher Preise. Um­
welt is t-sow ohl in ihrer Verwendung als Produktionsin- 
put als auch in ihrer Qualitätsänderung durch den Pro­
duktionsoutput -  ein knappes Gut, für das jedoch Markt­
preise fehlen, so daß Umweltknappheit in den Produk- 
tions- und Verbrauchskalkülen der Wirtschaftssubjekte 
nicht hinreichend berücksichtigt wird. Damit entwickeln 
sich, ohne eine korrigierende Lenkung, umweltintensive 
Produktionsverfahren und -Sektoren exzessiv, wenn 
man das Allokationsoptimum als Maßstab heranzieht".

Um dies zu verhindern, hätte eine ökologische Neu­
orientierung des Steuersystems Umweltsteuern ein er­
heblich stärkeres Gewicht beizumessen. Die bisherige 
Umweltpolitik greift nämlich deshalb nicht oder zu kurz, 
weil sie nicht an den allokationspezifischen Wurzeln der 
Malaise ansetzt. Umweltpolitik konzentriert sich immer 
noch allzu oft auf das Ende des Produktionsprozesses, 
auf „end-of-the-pipe technologies“ , d. h. es werden um­
weltschädigende Emissionen etwa nicht verhindert, 
sondern -  unter Inkaufnahme sekundärer Effekte -  ex 
post bereinigt'^.

' ° K .  G r e t s c h m a n n .  R. G. H e i n z e :  Neue Technologien und 
Soziale Sicherung. Düsseldorf 1985.

"  K. H. H a n s m e y  e r : Abgaben als Instrumente der Umweltpolitik 
-  Erfahrungen und Perspektiven, in: H. J. E w e r s , H. 8 c h u s t e r 
(Hrsg.): Probleme der Ordnungs- und Strukturpoiitik, Göttingen 1984, 
s. 270 ff., hier s. 272.

WIRTSCHAFTSDIENST 1986/XI 561



STEUERPOLITIK

So haben beispielsweise die verschiedensten For­
men der Abfallbeseitigung oft zu neuen Belastungen 
von Luft, Boden oder Grundwasser geführt, da eine dra­
stische Reduzierung des Müllaufkommens selbst nicht 
anvisiert wurde. Da wir wissen, daß die Kosten von Ab­
sorptionstechniken mitzunehmendem Reinigungsgrad 
überproportional ansteigen, werden durch „end-of-the- 
pipe technologies" immer mehr gesellschaftlich produk­
tive Ressourcen gebunden. Es entstehen also Kosten, 
die durch eine adäquate Besteuerung vermieden wer­
den könnten. Ähnliches gilt für den Einsatz knapper 
Ressourcen, wie insbesondere Energie'®. Eine steuer­
politische Lösung könnte auch hier, zumindest tenden­
ziell, greifen.

Reformvorschläge

Wenn diese skizzierte Diagnose stimmt, so ist die bis­
lang dominierende lohnbezogene Finanzierung des 
Steuer- und Sozialstaats schrittweise durch eine um­
weltbezogene Finanzierung zu ersetzen. Dafür wurde 
verschiedentlich der Begriff der öko-sozialen Steuerre­
form vorgeschlagen. Die Beschäftigungskrise, die Um­
weltkrise und auch die Finanzkrise der Sozialversiche­
rung werden bei dieser Betrachtungsweise primär 
durch eine fehlgeleitete Einnahmepoiitik verursacht.

Nur über eine „öko-soziale“ Reform der Steuern und 
Abgaben kann ein Ausweg gefunden werden. Dabei 
wird es darauf ankommen, das Steuersystem zu einem 
Steuerungssystem zu machen, das gleichermaßen öko­
nomischen und sozialen wie auch ökologischen Erfor­
dernissen Rechnung trägt. Der Faktor Arbeit muß billi­
ger, der Faktor Umwelt teurer werden. Damit wird eine 
Umkehrung der Innovations- und Investitionsrichtung 
angestrebt. Die Ressourcensteuer soll Anreize für sol­
che Innovationen und Investitionen setzen, die zu einer 
Reduzierung der Emissionen und des Ressourcenver­
zehrs bei gleichzeitig verstärktem Einsatz des Faktors 
Arbeit führen.

Im Rahmen einer solchen Strategie werden zwei Re­
formwege diskutiert''*:

□  eine Steuerreform, die ganz generell lohnbezogene 
Steuern durch umweltbezogene ersetzt und bestrebt

R. N o l t e :  Innovation und Umweltschutz. Technologische und 
Ökononnische Aspekte, in: A. A. U l l m a n n ,  K. Z i m m e r m a n n  
(Hrsg.): Umweltpolitik im Wandel. Von Beschaftigungseffekten zu Inno­
vationswirkungen, Frankfurt a. M. 1982, S. 77 ft.

”  Vgl. detaillierter H. C. B i n s w a n g e r u. a „ a.a.O., S. 150 ff.

Siehe dazu ausführlicher H. V o e l z k o w ,  R. G. H e i n z e ,  J. 
H i l b e r t :  Ökosoziale f^odernisierung im Wohlfahrtsstaat. Konzep­
tion und politische Probleme einer Integration der Umwelt-, Beschäfti- 
gungs- und Sozialpolitik, in: Soziale Welt, Heft 4/1986.
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ist, allgemeine Staatsleistungen zunehmend durch Um­
weltabgaben zu finanzieren;

□  eine (Teil-)Finanzierung der Sozialversicherungen 
durch umweltbezogene Abgaben bei Verzicht auf Teile 
der lohnbezogenen Beiträge.

Für den erstgenannten Weg liegen Vorschläge vor. 
wie z. B. der einer nach ökologischen Kriterien differen­
zierenden Mehrwertsteuer, mit einem niedrigen Satz für 
ökologieverträgliche und einem hohen für umwelt­
schädliche Produkte’ .̂ Auch die Grundsteuer soll bei 
entsprechender Erhöhung und Anwendung in den 
Dienst der Ökologie gestellt werden und etwa der Land- 
schaftszersiedlung und ihrer Folgen entgegenwirken. 
Einen zentralen Stellenwert für die Befürworter des Mo­
dells nehmen Steuern auf Rohstoffe (meist Energie) 
und Halbfabrikate ein, ergänzt etwa um Herstellerabga­
ben auf Getränkeverpackungen und Emissionssteuern 
auf Abwasser, Abfall, Schwefel, Lärm etc. Der Einsatz 
dieser und anderer -  nicht ganz neuer -  Instrumente 
sollte, den Protagonisten des Vorschlags folgend, so­
wohl extensiviert als auch intensiviert werden.

Was den zweiten Weg betrifft, so unterscheidet er sich 
weniger in der Wahl der steuerpolitischen Instrumente 
als vielmehr darin, daß die Aufkommen aus diesen Ab­
gaben gezielt den Trägern der Sozialversicherung zu­
fließen sollen. Im Gegensatz zu den hinlänglich disku­
tierten Vorschlägen einer „Maschinensteuer“ bzw. tref­
fender einer Wertschöpfungsabgabe'®, denen unter an­
derem entgegengehalten wird, sie würden den techni­
schen Fortschritt hemmen und eine Modernisierung der 
Wirtschaft bestrafen, wird die Ressourcensteuer als ka­
pitalneutral interpretiert'^ Darüber hinaus wird ihr der 
Vorteil zugeschrieben, nicht wie die Wertschöpfungsab­
gabe die umweltfreundliche bzw. -schonende und die 
umweltschädliche bzw. -intensive Wertschöpfung unter­
schiedslos gleichzubehandeln, sondern die Wertschöp­
fung ökologisch zu steuern. Ein Modell sieht etwa vor, 
daß die Beiträge der Arbeitgeber und Arbeitnehmer um 
je ein Drittel gekürzt werden und die damit verbundenen 
Mindereinnahmen aus den Erträgen einer neuen Ab-

Siehe etwa J. H u b e r : Die verlorene Unschuld der Ökologie, 
Frankfurt a. f^. 1982.

Vgl. exemplarisch E. S c h u l z :  Potentielle Beschäftigungseffekte 
der f^flaschinensteuer. Frankfurt u. a. 1986.

' '  Vgl. J ä n i c k e : Um//eltpolitische Prävention als ökologische 
f^flodernisierung und Strukturpolitik, Discussion-Paper 1146 84-1, WZB,
1984.

'* Dazu H. C. B i n s w a n g e r u.a., a.a.O., 8. 270 ff.

Diese Frage ist insbesondere deshalb bedeutsam, weil mittlerweile 
die Implementation einer theoretisch überlegenen gleichgewichtsorien­
tierten Pigou-Steuer praktisch aufgegeben worden ist und der Standard- 
Preis-Ansatz bzw. der Vermeidungskostenansatz an deren Stelle getre­
ten ist.

gäbe auf Primärenergie (Kohle, Erdöl, Uran) ausgegli­
chen werden. Dieses Konzept hält prinzipiell an den Be­
rechnungsmodalitäten der GRV fest und beabsichtigt le­
diglich, die Finanzierungsbasis zu verändern'®.

Offene Fragen

Freilich sind an beide Modellvarianten eine Reihe von 
kritischen Fragen zu richten. Zum einen ist etwa die Aus­
gestaltung der Steuern und Abgaben bislang ungeklärt. 
Für welche Fälle soll eine wertbezogene und wo soll 
eine mengenbezogene Bemessungsgrundlage gewählt 
werden? Ist ein proportionaler oder ein progressiver Ta­
rifverlauf angestrebt? An welche Variationsbreite und 
welche Höhe der Abgabesätze ist gedacht'®? Welche 
Verteilungswirkungen^® werden angestrebt und welche 
Überwälzungsvorgänge berücksichtigt? Kann eine Aus­
weichreaktion der Zensiten in Richtung einer Schad­
stoffsubstitution anstelle einer erhofften Schadstoffein­
dämmung verhindert werden, und wie muß ein dafür ge­
eignetes System von Ergänzungs-, Folge- und Kontroll- 
steuern^' aussehen? Läuft nicht der Einsatz der Res­
sourcensteuer im Rahmen der GRV letztendlich die glei­
che Gefahr wie die Maschinensteuer, daß nämlich durch 
Abkopplung eines Teils der Beiträge von der lohnbezo­
genen Bemessungsgrundlage Probleme der Rentenan­
sprüche insbesondere für die Arbeitnehmer auftreten?

Erst nach Beantwortung dieser und ähnlicher Fragen 
macht es Sinn, die erwarteten verhaltenslenkenden Ef­
fekte näher abzuschätzen. Wird denn tatsächlich, und 
unter welchen Bedingungen, die Wärmeisolierung von 
Gebäuden verstärkt, wenn die Verbrennung von Heizöl 
teurer wird? Wird, wie argumentiert, die Reparatur von 
Geräten einer Neuanschaffung dann vorgezogen, wenn 
die Rohstotfinputs verteuert werden? Kann denn wirk­
lich in der betrieblichen Realität der Rohstoff- bzw. der 
Energieinput durch den Faktor Arbeit substituiert wer­
den? Und schließlich, leidet nicht die ganze Idee an der 
Vernachlässigung des Widerspruchs von verhaltenslen­
kender und fiskalischer Komponente der Steuer? Eine 
nüchterne Analyse tut hier not und sollte schnellstmög­
lich den in der Diskussion vorherrschenden Bewälti­
gungsoptimismus ersetzen. Dabei gilt es insbesondere 
den beiden zuletzt genannten Problemen nachzuspü­
ren.

Das Substitutionsproblem

Was die erstrebten Beschäftigungswirkungen einer 
öko-sozialen Umstrukturierung der Besteuerung be-

^  Vgl. K. Z i m m e r m a n n :  Umweltpolitik und Verteilung, Berlin
1985.

Dazu etwa G. S c h m ö l d e r s ,  K. H. H a n s m e y e r :  Allge­
meine Steuerlehre, Berlin 1980, S. 238 ff.
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trifft, so l<nüpfen die Hoffnungen an die Hypothese der 
faktorpreisinduzierten Faktorsubstitution an: Die Um­
stellung der Bemessungsgrundlage von Arbeit zu Natur­
kapital verringert die Personaleinsatzkosten bei gleich­
zeitiger Erhöhung der Umweltnutzungskosten und er­
höht damit den Anreiz, arbeitsintensive statt ressour- 
cen- und emissionsintensive Fertigungsverfahren anzu­
wenden. Freilich herrscht in der Literatur über die Sub­
stitutionselastizität eine beträchtliche Unsicherheit. Ins­
besondere das Problem der Diskontinuitäten bei der 
Faktorsubstitution macht die erwartete Wirkungs­
mechanik problematisch.

Dies hat Folgen: Die aus einer Änderung der Finan­
zierungsmodalitäten erwarteten positiven Beschäfti­
gungseffekte sind nämlich nur dann von Relevanz, 
wenn davon ausgegangen werden kann, daß erstens 
tatsächlich eine Wahlmöglichkeit zwischen arbeit- und 
umweltbezogenen Produktionstechnologien existiert 
und zweitens die Wahlentscheidung wesentlich von den 
Faktorpreisen bestimmt ist. Beide Annahmen über­
schätzen unseres Erachtens die Flexibilitäten einer Än­
derung der Fertigungstechnologien erheblich.

Anders als im Falle der Maschinensteuer, der eine 
klare Substitutionsbeziehung zwischen Arbeit und Kapi­
tal zugrunde lag, ist die Annahme solch einer Substitu­
tionsbeziehung im Bereich der Ressourcenökonomie 
viel problematischer. So darf als plausibel angenommen 
werden, daß viel eher eine substitutive Beziehung zwi­
schen Naturkapital und Technologiekapital vorliegt, 
denn zwischen Arbeit und Ressourceneinsatz^^.

In einem solchen Fall wäre aber die Verbilligung des 
Faktors Arbeit nicht hinreichend, um Ressourcen spa­
rende und Emissionen hemmende Innovationen zu in­
duzieren. Viel wahrscheinlicher ist eine Ausstrahlung 
auf den Arbeitsmarkt mittels Rückkopplung: Eine ökolo­
gisch orientierte Verbesserung des gesamtwirtschaftli­
chen Kapitalstocks führt nach Maßgabe der gesamtwirt­
schaftlichen Produktionsfunktion zur Mehrnachfrage 
nach Arbeit. In diesem Fall müßten jedoch primär die 
ökologischen Investitionen steuerlich gefördert werden 
und nicht der Faktor Arbeit. Damit wären freilich die ar­
beitsmarktpolitische Zielsetzung sowie die Absicht, die 
Schattenwirtschaft zu verringern, hinfällig.

Wirkungsunsicherhelten

Vor diesem Hintergrund nehmen wir an, daß die positi­
ven Arbeitsmarkteffekte einer öko-sozialen Steuerände­
rung nur marginal sein werden und wohl eher in die Si­
cherung schon bestehender als in die Schaffung neuer 
Arbeitsplätze münden. Arbeitsplatzeffekte sind nur da

Dies konzedieren etwa H. C. B i n s w a n g e r u .a ., a.a.O., S. 152. 
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zu erwarten, wo Unternehmen durch eine Änderung der 
Steuer- und Abgabenbasis erheblich entlastet und 
durch die Erhöhung der erwarteten Erlöse Kapazitätser­
weiterungen rentabel werden, d. h. in den ohnehin 
schon arbeitsintensiven Branchen. Während dort eine 
steuerbedingte Verbesserung der Ertragslage in der Tat 
als Anreiz wirkt, Erweiterungsinvestitionen durchzufüh­
ren, sind in den belasteten ressourcen- und emissions­
intensiven Branchen wegen der erwarteten Mehrkosten 
und ihrer versuchten Vorwälzung Absatzeinbußen und 
Investitionseinschränkungen wahrscheinlich. Insge­
samt gesehen herrscht also für den Fall einer öko-sozia- 
len Steuerreform eine nicht unerhebliche Unsicherheit 
über die Wirkungen vor

Ist die beschäftigungspolitische Wirksamkeit einer 
steuerlichen Umstrukturierung zumindest kurz- und mit­
telfristig durch technologische Faktoren beschränkt, so 
sind längerfristig vor allem Unterschiede in der Möglich­
keit, die zusätzlichen Be- oder Entlastungen in die Gü­
terpreise weiterzugeben, von Bedeutung. Nun wissen 
wir, daß Überwälzung um so leichter gelingt, je besser 
die Konjunktur, je flexibler die Geldpolitik, je allgemeiner 
die Belastung, je geringer die Konkurrenz und je gerin­
ger die Nachfrageelastizitäten. Des weiteren gilt, daß 
die Bereitschaft, Preise aufgrund von Entlastungen zu 
senken, allgemein geringer ist, als sie aufgrund von Be­
lastungen zu erhöhen. Nicht auszuschließen ist daher 
für den Fall der öko-sozialen Steuerreform ein Steigen 
des gesamtwirtschaftlichen Preisniveaus, das durch 
eben jene Asymmetrie in der Überwälzungslogik be­
stimmt ist.

Fundamentaler Zielkonfiikt

Eine andere Schwäche der Diskussion um eine steu­
erpolitische Harmonisierung von Ökonomie und Ökolo­
gie ist der recht oberflächliche Umgang mit dem Instru­
ment der Abgabe bzw. der Steuer. Abgabe ist nämlich 
nicht gleich Abgabe. Die in der Finanzwissenschaft zu 
findende Unterscheidung zwischen Verwendungs­
zweckabgaben und Wirkungszweckabgaben^^, in der 
Gerloffschen Steuerlehre noch als Finanzsteuer versus 
Ordnungssteuer tituliert^'', weist auf zwei Funktionen 
hin, die durchaus in Widerstreit zueinander treten kön­
nen.

Verwendungszweckabgaben dienen der Mobilisie­
rung spezieller Ressourcen für spezifische öffentliche 
Ausgabenprogramme. Politische Ziele sollen durch die

Vgl. dazu D. E w r i n g m a n n :  Zum W irkungspotential und zur 
W irkungsweise von Umweltabgaben, in: G. S c h n e i d e r ,  R. U. 
S p r e n g e r  (Hrsg.): Mehr Umweltschutz für weniger Geld, IVlünchen 
193 4 ,3 .2 4 7 » .

- '  Siehe W. G e r I o f f : Steuerwirtschaftslehre, in: Handbuch der R- 
nanzwissenschaft, 2. Aufl., Bd. II. Tübingen 1956, S. 239 ff., hier S. 241.
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Verwendung der finanziellen Mittel realisiert werden, die 
durch die Abgabe gewonnen werden. Von Steuern und 
damit auch vom fiskalischen Steuerzweck unterschei­
den sich solche Abgaben durch ihre Zweck- bzw. Grup­
pengebundenheit: Sie fließen nicht einfach in die Haus­
halte der öffentlichen Hand, sondern sollen für vorab de­
finierte Zwecke -  hier etwa zur Finanzierung der Sozial­
versicherung -  verwendet werden. Wirkungsabgaben 
hingegen sind ein Instrument der nicht-imperativen Ver­
haltenssteuerung. Sie dienen nicht primär der Ressour­
cenmobilisierung, sondern der Beeinflussung privater 
Produktions- und Konsumentscheidungen. Eine reine 
Wirkungszweckabgabe ist dann am erfolgreichsten, 
wenn sie gerade nicht zu finanziellen Einnahmen führt, 
weil sich die Adressaten im gewünschten Sinn verhalten 
und die Abgaben deshalb nicht zahlen müssen.

Die bislang vorliegenden Konzepte eines öko-sozia­
len Umbaus des Sozialstaats tragen der Differenzie­
rung zwischen Abgaben mit dominierender fiskalischer 
Funktion und Abgaben mit vorwiegender Anreiz- bzw. 
Lenkungsfunktion nicht Rechnung. Vielmehr wird impli­
zit unterstellt, daß eine Abgabe gleichzeitig beide Funk­
tionen erfüllen könne. Damit ist aber ein Optimierungs­
problem angesprochen, das automatisch dann auftre­
ten wird, wenn eine Implementation der Reformvor­
schläge ansteht. Wenn mit Einnahmen, die durch Abga­
benerhebung zur Verfügung stehen, Lohnsteuern oder 
Sozialabgaben substituiert werden sollen, dann kommt 
es darauf an, ein zumindest äquivalentes Finanzvolu­
men zu erschließen. Die Abgaben müssen dann so be­
messen sein, daß möglichst viele Abgabepflichtige zah­
len und die mit Abgaben belastete umweltschädliche 
Produktion möglichst n icht-oder allenfalls partie ll-e in­
stellen.

Wenn aber mit dem Instrument der Abgabe eine mög­
lichst umweltverträgliche Produktion anvisiert wird, 
dann ist die Abgabenhöhe so zu bemessen, daß mög­
lichst viele Betriebe ihre Produktion in der gewünschten 
Weise umstellen und damit die Abgabe nicht zahlen. 
Wer also die Abgabe als ein Instrument der Ressourcen­
mobilisierung und der nicht-imperativen Verhaltens­
steuerung nutzen will, der findet sich schnell in einer pa­
radoxen Entscheidungssituation: Denkbar wird eine 
Lage, in der ein fiskalisches Interesse an einer umwelt­
schädigenden Produktionsstruktur entsteht, weil nur so 
der nötige Finanzbedarf zu decken ist. So hat etwa 
Hansmeyer^^ deutlich gemacht, daß bereits jetzt im 
Rahmen der Umweltpolitik eine Funktionsverschiebung 
und eine Umbewertung von Abgaben in der Weise statt-

“  K. H. H a n s m e y  e r, a.a.O., S. 271.

‘ ®G.  S c h m ö l d e r s :  Psychologie des Geldes, Reinbek 1966,
S. 208.

gefunden hat, daß einzelne Umweltabgaben trotz ihres 
lenkungspolitischen Versagens als fiskalisch durchaus 
interessante Einnahmequellen angesehen und somit 
beibehalten werden. Kasse macht eben doch, wie 
schon Schmölders bemerkt^®, sinnlich.

Wenn die Analyse dieses Zielkonflikts zutreffend ist, 
so wäre zu befürchten, daß die öko-soziale Umbasie­
rung der Sozialfinanzen das Gegenteil dessen erreicht, 
was sie beabsichtigt. Einerseits werden Stetigkeit und 
Deckungsfähigkeit des Aufkommens gefährdet; dies 
macht das Modell als dauerhafte Finanzierungssäule 
z.B. für die Rentenversicherung untauglich. Anderer­
seits verhindern die fiskalischen Interessen eine Kon­
zentration auf die ökologische Lenkungseffizienz.

Ein Ausweg

Freilich gibt es, aus der Sicht einer totalanalytischen 
finanzpolitischen Rationalität, einen Effekt, der den skiz­
zierten fatalen Zielkonflikt tendenziell aufzulösen ver­
mag. Ohne Lenkungssteuer ist der Staat veranlaßt, so­
wohl die Beseitigung und Abarbeitung von Umweltschä­
den als auch die Subventionierung ressourcenschonen­
der Produktionstechniken zu seinen Aufgaben zu ma­
chen. Dazu sind staatliche Ausgaben nötig; die erforder­
lichen Mittel werden dem allgemeinen Steueraufkom­
men entnommen. Wenn es nun mittels öko-sozialer 
Steuerreform gelingen sollte, den Staatshaushalt von 
bestimmten umweltbezogenen Ausgaben zu entlasten, 
dann werden damit theoretisch potentielle Mittel frei, die 
zur Kompensation von Steuerausfällen (Differenzen 
zwischen Einkommensteuer/Sozialabgabenaufkom­
men und Ressourcensteueraufkommen) bzw. zur Fi­
nanzierung von Parafisci genutzt werden können.

Entspräche die Summe, die im Staatshaushalt durch 
die ökologischen Effekte der Lenkungssteuer einge­
spart werden kann, in ihrem Betrag genau dem Aufkom­
men, das der öffentlichen Hand durch die Substitution 
von Einkommensteuer/Sozialabgaben durch Ressour­
censteuern verlorengeht, dann wäre ein Gleichge­
wichtszustand gegeben. Dieser zeichnet sich gegen­
über dem Ausgangszustand dadurch aus, daß eine ge­
sellschaftliche Verbesserung erreicht ist. Eine verbes­
serte Arbeitsmarktlage und eine verminderte Schatten­
wirtschaft werden durch eine Senkung der „Arbeitssteu­
ern“ bzw. der „Sozialabgaben“ ermöglicht.

Ob freilich eine solche umfassende Steuer- und 
Steuerungsrationalität angesichts vielfältiger institutio­
neller Hemmnisse realistisch ist und ob die Idee einer 
öko-sozialen Steuerreform, die bislang nicht mehr als 
eine zarte Blüte ist, wirtschafts- und finanzpolitisch 
Chancen hat, das bleibt abzuwarten.
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